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Mehrheitlich gehen
Mitarbeitende mit 65 Jahren
in Pension

Frage: «Wie verbreitet sind in
Ihrem Unternehmen die folgenden
Arten der Pensionierung?» Anteil
der Unternehmen, die mit
«mehrheitlich» geantwortet
haben.

Pensionierung mit 65 Jahren
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Wo sollte Ihr Unternehmen
mehr tun für Mitarbeitende
60 plus?

Antworten «trifft zu» oder «trifft
eher» zu

Angebote zum Erhalt der
Arbeitsfähigkeit

Anpassen von Aufgaben und
Verantwortlichkeiten

Individuelle Planung der
Pensionierung
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Fabienne Riklin

«Wer die ältere Generation igno-
riert,verspielt ein riesiges Poten-
zial», ist Michael Karrer,Mitglied
der Geschäftsleitung von Kuhn
Rikon, überzeugt. Das Tradi-
tionsunternehmen deckt einen
Teil des Fachkräftebedarfs be-
wusst mit Seniorinnen und Se-
nioren. Und das mit Erfolg: Fünf
Prozent der Belegschaft sind
mittlerweile über 65 Jahre alt.

«Wir sind darauf angewie-
sen, dass etliche Mitarbeitende
nach der Pensionierung weiter-
machen», sagt Karrer. Das gilt
vor allem für die Produktion, die
Montage unddenVerkauf. In die-
sen Bereichen sei es derzeit be-
sonders schwierig, Personal zu
finden.

DochKuhnRikon ist eineAus-
nahme auf dem Schweizer Ar-
beitsmarkt. Tatsächlich beschäf-
tigt nur eine Minderheit der hie-
sigenFirmenAngestellte überdas
gesetzliche Referenzalterhinaus.
Deutlich verbreiteter sind Früh-
pensionierungen.

Das zeigt eine neue Studie des
Verbands Focus 50 plus und sei-
nerTrägerorganisationenArbeit-
geberverband und Gewerbever-
band. 500 Personalmanager und
Führungskräfte gabenAuskunft
– die meisten aus der Industrie,
gefolgt von Banken,Versicherun-
gen und demGesundheitswesen.

Zwar deklarieren die Chefs
quer durch alle Branchen, wie
sehr sie die Generation 60 plus
schätzen.So loben 90Prozent die
Erfahrung, das Verantwortungs-
bewusstsein,die Loyalität unddie
KundennetzwerkederRoutiniers.
Doch geht es darum, sie aktiv zu
unterstützen, harzt es.

Alte Denkmuster
verhindernWeiterarbeit
So fördert nur jedes dritte Un-
ternehmen die Weiterarbeit der
über 65-Jährigen. Ebenso selten
passen Betriebe Aufgaben und
Verantwortlichkeiten der älteren
Belegschaft an oderunterstützen
diese, damit sie länger leistungs-
fähig und gesund bleiben.

Für Studienautor Edgar Spie-
ler von der HR-Beratungsfirma
Alixio Group zeigen die Resulta-
te klar: «Das staatlich verordnete
Rentenalter gilt in denUnterneh-
men nachwie vor als Norm.» Für
denArbeitsmarktexperten hängt
das auchmit alten Denkmustern
zusammen.

«Manche 65-Jährige sindnach
harterkörperlicherArbeit tatsäch-
lich erschöpft undmüde, doch es
gibt viele, die geistig und körper-
lich fit sind und noch nicht auf-
hörenwollen.» Entscheidend sei,
dassUnternehmenmit denMitar-
beitenden die Pensionierung in-
dividuell plantenundbesprächen.

Mit Blick auf den Arbeits-
markt ist es für Spieler unver-
ständlich, dass viele Menschen
trotz guter Gesundheit aus dem
Erwerbsleben ausscheiden. Tat-
sächlich fehlen in den nächsten
zehn Jahren 400’000 Erwerbs-
tätige, weil mehr Menschen in
Rente gehen, als junge Berufs-
leute nachrücken.

Diese Lücke lässt sich auch
durch Migration kaum schlies-
sen: «Das europäische Ausland

überaltert ebenfalls, und im In-
land schwindet die politische
Akzeptanz der Zuwanderung»,
sagt Spieler.

Die Lösung liege deshalb vor
allem im Inland. Er sieht bei den
Arbeitskräften 60 plus sehr gute
Möglichkeiten. «Wenn es uns ge-
lingt, Frühpensionierungen zu
reduzieren und Mitarbeitende
länger zu beschäftigen, aktivie-
ren wir den grössten Hebel», ist
Spieler überzeugt.

Die Grundthese für die Betrie-
be sollte gemäss Spieler lauten:
«Passen wir die Arbeitsbedin-
gungen so an, dass die Perso-
nen arbeits- und leistungsfähig
bleiben.»

Kuhn Rikon beispielsweise baut
dieArbeitsplätze sukzessive um,
damit alle trotz körperlicher Be-
anspruchung fit bleiben. Mono-
tone oder körperlich belastende
Aufgaben werden, wann immer
möglich, durch Maschinen er-
setzt. Karrer sagt: «Ist die Arbeit
langweilig, bleibt niemand län-
ger als 65 aktiv.»

Zweifel an Flexibilität
und Lernbereitschaft
Der Fachkräftemangel hat das
Bild vom Alter in vielen Unter-
nehmenbislang kaumverändert.
Gemäss Studie begegnen Perso-
nalverantwortliche älteren Mit-
arbeitendenweiterhin mit Skep-
sis. Sie zweifeln an deren Flexibi-
lität, digitalenKompetenzen oder
Lernbereitschaft.Hinzu kommen
hohe Lohnkosten, die eine Wei-
terbeschäftigung erschweren.

Vor allem für KMU sind die
altersbedingt steigenden Pensi-
onskassenbeiträge ein Problem.
So entscheiden sich 40 Prozent
der kleineren Betriebewegen der
Lohnnebenkosten dagegen, äl-
tere Arbeitnehmer zu beschäfti-
gen. Positiv könnten sich hinge-
gen staatlicheAnreize auswirken.
Rund zwei Drittel der Arbeitge-
ber befürworten beispielsweise
Steuererleichterungen, gekoppelt

an den Anteil älterer Mitarbeiter
im Betrieb.

Damit endet die Verantwor-
tung aus Sicht der Studienau-
toren nicht bei den Unterneh-
men. Solle das Potenzial älte-
rer Arbeitskräfte besser genutzt
werden, müsse auch die Politik
die Rahmenbedingungen anpas-
sen. So solle der Staat dasArbei-
ten über das Rentenalter hinaus
mit Steuerrabatten und höhe-
renAHV-Freibeträgen attraktiver
machen. Zudem müssten Pen-
sionierte ihre Rente unkompli-
ziert pausieren können, umwie-
der ins Erwerbsleben einzustei-
gen undweiteresAltersguthaben
aufzubauen.

Heute ist der Renteneintritt
eine Einbahnstrasse. Wer AHV
und Pensionskasse bezieht, gilt
als aus demErwerbsleben ausge-
schieden. «Wer nach einem Jahr
Ruhestand, Reisen und Hobbys
merkt,dass ihmdieDecke auf den
Kopf fällt, sollte seine Rente un-
bürokratisch sistieren können»,
sagt Spieler. So könnten Pensio-
nierte wieder in einem Teilzeit-
pensumarbeiten und erneutVor-
sorgekapital aufbauen.

71 Prozent der Unternehmen
unterstützen einen solchen fle-
xiblenWiedereinstieg. Auch Mi-
chael Zaugg, Mitglied der Ge-

schäftsleitung bei Ypsomed, for-
dert einen Systemwechsel: «Das
klare Signal, dassmanwieder ar-
beiten kann und ins Rentensys-
tem integriert wird, wäre moti-
vierend und würde zur Finan-
zierung des Systems beitragen.»

Unternehmen sollen
das Arbeiten bis 67 erproben
EinhöheresReferenzaltergesetz-
lich zuverankern,dürfte politisch
derzeit schwierig sein.Die Studie
setzt deshalb auf Freiwilligkeit.
Unternehmen sollen dasArbeiten
bis 67 erproben. Fast 80 Prozent
derBefragten sind diesbezüglich
positiv eingestellt.TrulsToggen-
burger, Geschäftsführer derTog-
genburgerAG, sagt: «Dieswürde
ermöglichen, auch Personen in
Funktionen einzustellen, bei de-
nen ein länger dauernder Netz-
werkaufbau erforderlich ist.»

Wie das in der Praxis aus-
sehen kann, zeigt Kuhn Rikon.
Rund einViertel derMitarbeiten-
den bleibt nach dem65.Geburts-
tag im Betrieb.Vielewechseln in
ein Pensum von 40 bis 60 Pro-
zent, andere arbeiten auf Abruf
– etwa in der Logistik während
der Sommerferien. «So bleiben
sie beruflich amBall und können
trotzdemdasAHV-Leben genies-
sen», sagt Karrer.

Die ältere Generation kann für Firmen
eine Chance sein
Arbeitsmarkt Die Schweizer Wirtschaft klagt über fehlende Fachkräfte, schickt ihre erfahrensten Köpfe aber
pünktlich in Rente. Dabei: Wer die ältere Generation clever einbindet, könnte seine Personalprobleme lösen.

«Passenwir die
Arbeitsbedingungen
so an, dass
die Personen
arbeits- und
leistungsfähig
bleiben.»
Edgar Spieler
Studienautor von der
HR-Beratungsfirma Alixio Group

Fünf Prozent der Belegschaft bei der Traditionsfirma Kuhn Rikon sind über 65 Jahre alt. Foto: Silas Zindel

Neutralitätsinitiative Nach dem
Nein zur 10-Millionen-Initiative
muss die SVP im Herbst mit
der nächsten Abfuhr rechnen:
Die Neutralitätsinitiative, die am
27. September vors Volk kommt,
hat einen schwerenStand.54Pro-
zent lehnen die Vorlage ab, wie
eine Umfrage des Instituts Lee-
was imAuftragvonTamedia und
«20 Minuten» zeigt. Die Zustim-
mung liegt bei 34 Prozent, 12 Pro-
zent haben noch keine Position
bezogen. Für Walter Wobmann,
Präsident des Initiativkomitees,
hat die Umfrage «nicht viel Aus-
sagekraft»,wie er zur«Sonntags-
Zeitung» sagte.Das Begehren sei
noch garnicht in einerbreitenÖf-
fentlichkeit diskutiert worden.
«Massgebend ist das Resultat am
Abstimmungssonntag», so der
ehemalige SVP-Nationalrat. Die
Initiative will die «immerwäh-
rende und bewaffnete Neutrali-
tät» in derVerfassung verankern
und wirtschaftliche Sanktionen
wie etwa jene gegen Russland
nur ermöglichen,wenn die UNO
sie verbindlich beschliesst. (red)

SVP steht mit
Initiative vor
der nächsten Pleite

Migrationsbetrug Gemäss der
«NZZ am Sonntag» schlagen
die Behörden Alarm wegen zu-
nehmenden Migrationsbetrugs.
Der Verband Schweizerischer
Einwohnerdienste lanciert des-
halb ab Herbst landesweit ein
Kontroll-Kitmit UV-Lampe,Lupe
unddigitalerReferenzdatenbank,
umgefälschteAusweise besser zu
erkennen. «Die Zahl von Doku-
mentenmit Fälschungsmerkma-
len, die wir bei der täglichen Ar-
beit sehen, nimmt deutlich zu»,
sagt der Verbands-Co-Präsident
Alexander Ott. «Viele Fälschun-
gen dürften unerkannt bleiben.»
Laut dem Verband stehen ge-
fälschte Pässe oft imZusammen-
hang mit Scheinfirmen und fin-
gierten Arbeitsverhältnissen, die
dazu dienen, Aufenthaltsrechte,
Bewilligungen oder Sozialleis-
tungen in der Schweiz zu er-
schleichen.Das Staatssekretariat
fürMigrationwarnt in eineraktu-
ellen Weisung vor Drittstaatsan-
gehörigen, die sich mit gefälsch-
ten Dokumenten als EU-Bürger
ausgeben. (red)

Gemeinden rüsten
wegen gefälschter
Pässe auf

Verkehrsüberlastung 68’040 Stau-
stunden wurden2025 in der
Schweiz registriert. Die Zahl, die
dem «SonntagsBlick» vorliegt,
belegt: Die Überlastung des Ver-
kehrsnimmt immerweiterzu.Ge-
genüber demVorjahr ist die Zahl
der Staustunden um 22 Prozent
angestiegen. Von einer «deut-
lichen Zunahme» im Jahr 2025
spricht man auch beim Bundes-
amt fürStrassen (Astra). Sprecher
Jérôme Jacky sagt zum «Sonn-
tagsBlick»: «Staus tretenhäufiger
auf, dauern länger und werden
weniger zuverlässig planbar.»Als
Hauptgrund nennt das Astra das
Verkehrswachstumauf denAuto-
bahnen.WährendderVerkehrauf
anderen Strassen seit dem Jahr
1990 imGleichschrittmit derBe-
völkerung zugenommen habe –
also um rund 30 Prozent –, sei
er auf den Nationalstrassen um
140 Prozent gewachsen. (red)

Stau auf Schweizer
Strassen nimmt zu
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Es ist eine Zäsur für den Schwei-
zerWintertourismus: Das auto-
freie Glarner Familienskigebiet
Braunwald stellt den alpinen
Skibetrieb ab der Wintersaison
2026/27 komplett ein. Wie die
«Südostschweiz» berichtet, zieht
der Verwaltungsrat nach Jahren
finanziellerVerluste und akutem
Schneemangel die Reissleine.

Laut einem Aktionärsbrief
und einerMedienmitteilung der
Sportbahnen Braunwald AG sei
man «nicht prinzipiell gegen Ski
alpin», könne sich diesen aber
als Unternehmen «schlichtweg
nicht mehr leisten». Die Formu-
lierung des Verwaltungsrats ist
deutlich: «Unser Unternehmen
ist auf der Intensivstation an-
gelangt.»

Der drastische Schritt betrifft
die Skilifte Mattwald, Gumen,
Seblengrat und Bächital, die ab
dem kommendenWinter dauer-
haft stillstehen werden. Einzig
die Gondelbahn zum Grotzen-
büel sowie ein dortiges Förder-
band sollen fürWandernde und
Schlittelbegeisterte in Betrieb
bleiben. Künftig setzt Braun-
wald auf den Trend des sanften
Ganzjahrestourismus. Winter-
wandern, Schneeschuhtouren,
Schlitteln und ein starker Aus-
bau des Sommerangebots ste-
hen im Fokus.

Hinter dem Aus des Skige-
biets stehen wirtschaftliche Re-
alitäten. Seit Jahren kämpfen die
Sportbahnenmit einem struktu-
rellen Defizit und schreiben re-
gelmässig rote Zahlen. Die jähr-
lichen Verluste betrugen zuletzt
gegen 1,5Millionen Franken. Ein
besonders schwererEinbruch er-
folgte in der Saison 2023/24, als
ein massives Loch von 2,3 Mil-
lionen Franken resultierte.

«Abo-Zwang» brachte wenig
Zuletzt hatte der schneearme
Winter 2025/26 die Krise noch-
mals verschärft. Die Einnahmen
aus dem klassischen Winterge-
schäft brachen auf 865’000 Fran-
ken ein. Damit lag der einst so
wichtigeWinterumsatz nurnoch
hauchdünn über dem Sommer-
geschäft, das im gleichen Zeit-
raum immerhin 847’000 Fran-
ken einspielte.

Den enormen Kosten für die
Pistenpräparation und den Be-
trieb der veralteten, wartungs-
intensiven Liftanlagen standen
anWintertagen im Schnitt gera-
de einmal 167 Gäste auf derGon-
delbahn gegenüber.

Nur dank wiederholter, mil-
lionenschwerer Kapitalspritzen
der Aktionäre konnte der Kon-
kurs abgewendet und der Be-
trieb für die aktuellen Saisons
überhaupt noch aufrechterhalten
werden.Umdas Überleben zu si-
chern, lancierte derVerwaltungs-
rat 2024 noch die unkonventio-
nelle Idee eines «Abo-Zwangs»:
Hotel- und Ferienhausbesitzen-
de sollten pro Bett solidarisch ein
Jahresabo kaufen müssen, um
die Bergbahnen querzufinanzie-
ren. Doch das reichte nicht.

Auch war die Erschliessung
des Ortes ein Problem. Die Glar-
nerRegierung hatte entschieden,
dass Braunwald auch in Zukunft
nur über die historische Stand-
seilbahn erreichbar bleibt. Die-
ses Nadelöhr verunmöglicht je-
denAusbau fürmehrTagesgäste.

David Wiederkehr

Glarner Bergdorf
Braunwald stellt
Skibetrieb ein
Hohe Verluste Der autofreie
Ferienort schliesst ab
Winter 2026/27 alle vier
Ski- und Sessellifte.

Sabrina Bundi

Wie reich oder gebildet die Eltern
sind, hat in der Schweiz einen
überdurchschnittlich grossen
Einfluss darauf,wie gut ihre Kin-
der in der Schule sind.Die soziale
Herkunft zementiert den Erfolg
ihrer Schullaufbahn. Das belegt
eine Studie nach der anderen –
beispielsweise der erst kürzlich
publizierte Bericht zurÜberprü-
fung der Grundkompetenzen,
ebenso der neue Bildungsbe-
richt 2026 sowie ein neuer Rap-
port der Unicef.

Trotz zahlreicher Reformen
schaffe es das Bildungssystem
seit den 70er-Jahren aber nicht,
die Chancen für Kinder aus un-
terschiedlichen Sozialschichten
anzugleichen, schreibt die Erzie-
hungswissenschaftlerinMargrit
Stamm in einer Studie zu Arbei-
terkindern. Die Ungleichheit sei
meist schon mit dem Eintritt in
den Kindergarten besiegelt.

Ein Blick auf den Wortschatz
vonDreijährigenverdeutlichedas
Problem:«Akademikerkinderha-
ben in diesem Alter einenWort-
schatz von 1200 bis 1400 Wör-
tern, Kinder aus Arbeiterfami-
lien einen von 700 bis 750 Wör-
tern und Kinder aus Familien
mit Sozialhilfebezug einen von
500 bis 550Wörtern», so Stamm.
Im Klartext: Die Bildungsun-
gleichheit sei ein «vorschuli-
sches, kein schulisches Prob-
lem», so Stamm im Podcast
«Bildungsreise». Dort setzt die
sprachliche Frühförderung an.

«Selektives Obligatorium»:
Pionierkanton Basel-Stadt
Der Kanton Basel-Stadt gilt als
Pionierkanton in der sprachli-
chen Frühförderung. Seit 2013
kennt er ein «selektives Obliga-
torium». Was bedeutet: Einein-
halb Jahre vor demKindergarten
füllen alle Eltern einen Fragebo-
gen zum Sprachstand ihres Kin-
des aus. Sind die Deutschkennt-
nisse ungenügend, ist derBesuch
einer Spielgruppe oder einerKita
mit gezielter Sprachförderung an
drei Halbtagen pro Woche obli-
gatorisch.

Eine Begleitstudie derUniver-
sität Basel zeigt dieWirkung der
Massnahmen: Über 80 Prozent
der geförderten Kinderverfügen
beim Eintritt in den Kindergar-
ten über ausreichende Deutsch-
kenntnisse. Jene mit dem gröss-
ten sprachlichen Rückstand pro-
fitieren am stärksten.

Das klingt also nach einem
probatenMittel. Dennoch ist die
sprachliche Frühförderung in der
Schweiz ein regelrechter Flicken-
teppich – und manche Kantone
hadernmit einer obligatorischen
Einführung.Warum?

«Es gibt mehrere Gründe:
der Zwang, das Geld, der Föde-
ralismus», sagt Beat A. Schwen-
dimann. Als Leiter Pädagogik
des Dachverbands Lehrerinnen
und Lehrer Schweiz (LCH) hat
er schon viele Diskussionen zur
Einführung von Frühförderung
miterlebt.

«Kritikerinnen und Kritiker
hadern mit dem Obligatorium,
weil sie finden, die Eltern seien
für die Erziehung bis zum Kin-
dergarten verantwortlich – und

nicht der Staat», sagt Schwendi-
mann. Mit dem Obligatorium
verbunden ist auch das Geld-
argument. Ist die Kita staat-
lich angeordnet, muss sie die
öffentliche Hand auch bezah-
len. Das schafft in denAugen der
Kritikerinnen und Kritiker neue
Ungleichheiten. Oder auf den
Punkt gebracht: «Manche stö-
ren sich daran, dassmanKindern
ausMigrationsfamilien, die kein
Deutsch können, die Kita bezahlt,
und Einheimischen nicht», sagt
Schwendimann.

Auch seien die regionalenUn-
terschiede in der Frühförderung
gross. Manche Kantone sehen
keinen Bedarf für frühkindliche
Förderung.Damit lässt sich auch
der Flickenteppich erklären: Die
Bildungshoheit liegt bei den
Kantonen.

Zürich, Bern und Luzern
lehnen Obligatorium ab
So haben etwa Zürich, Bern und
Luzern ein kantonales Obligato-
rium abgelehnt. Basel-Stadt und
der Thurgau kennen ein kanto-
nales Obligatorium. In St. Gal-
len und Schaffhausen laufen Be-
strebungen zur Einführung. Der
Kanton Aargau wird die sprach-
liche Frühförderung im neuen
Schuljahr nach einer soeben be-
endeten Pilotphase flächende-
ckend umsetzen. Allerdings nur

halb obligatorisch.Denn imKan-
ton Aargau müssen Eltern ihre
Kinder lediglich zum Sprachtest
schicken. Es bleibt anschlies-
send ihnen überlassen, ob sie
ihre Kinder, die nicht bestanden
haben, dann in die Frühförde-
rung schicken.

«Das war für uns ein guter
Kompromiss», sagt die Aargau-
er Bildungsdirektorin Martina
Bircher (SVP).Viele Eltern hätten
das Obligatorium als zu grossen
Eingriff in die Privatsphäre emp-
funden. «Es ist in vielen Schwei-
zer Familien noch sehrverankert,
dass die Kinder erstmit demKin-
dergarten die Familie verlassen.»

Gegen ein Obligatorium im
Aargau spreche auch, dass dies
einer vorverlagerten Schul-
pflicht gleichkäme, so Martina
Bircher. Daswärewiederummit
mehrAuflagenverbunden: «Eine
Waldspielgruppe hätte dann kei-
ne Chance mehr, aber genau
solche niederschwelligen Ange-
bote müssen wir beibehalten.»
Vor allem für ländliche Gebiete
sei die Niederschwelligkeit ent-
scheidend: Spielgruppen liessen
sich überall organisieren, bei-
spielsweise auch von engagier-
ten Müttern oder Vätern. Bei Ki-
tas hingegen gebe es viele staat-
liche Vorschriften.

Die Pilotphase sei trotz Frei-
willigkeit erfolgreich gewesen.

90 Prozent der angefragten Fa-
milien hätten den Sprachtest
freiwillig mitgemacht, so Bir-
cher. Die Eltern der Kinder mit
ungenügenden Resultaten seien
daraufhin zu einemElternabend
eingeladen worden, wo sich die
Spielgruppenvorgestellt hätten –
«rund 80 Prozent haben ihrKind
danach angemeldet».

SabrinaHollinger, Leiterin der
frühen Deutschförderung beim
Erziehungsdepartement des

Kantons Basel-Stadt, sieht hin-
gegen imObligatorium den zen-
tralen Erfolgsfaktor: «Es stellt
sicher, dass wir alle Kinder mit
Förderbedarf erreichen – unab-
hängig von Herkunft, Nationa-
lität oder Familiensprache. Auf
Freiwilligkeit zu setzen, würde
bedeuten, dass wir genau jene
Kindermit demhöchsten Bedarf
oft nicht erreichen.»

Bis 1000 Franken Busse falls
Eltern Kurse verweigern
Widerstände von Eltern gebe es
in Basel kaum noch: «Das Mo-
dell ist breit akzeptiert», so Hol-
linger. Dass Eltern ihre Kinder
nicht in die frühe Deutschförde-
rung schickten, sei die absolute
Ausnahme. Wenn nötig, werde
das Gespräch gesucht. Im äus-
sersten Fall drohe eine Busse von
bis zu 1000 Franken.

Kritik gabs im Aargau wegen
der Kosten. Der Kanton rechnet
mit 7,8 Millionen Franken pro
Jahr – bei 3000 Kindern mit
Förderbedarf und 2600 Franken
Kosten pro Kind. Kanton undGe-
meinden sollen die Kosten ge-
meinsam tragen.

Beat Gräub von Bildung Aar-
gau warnt: Das Projekt sei hilf-
reich, «aberwir befürchten, dass
einige Gemeinden ein gutes An-
gebot aufbauen, andere nur das
Minimum machen». Denn auch
für die Gemeinden bleibe die
Umsetzung freiwillig.

In Basel kostet die obligatori-
sche Deutschförderungvon rund
800 Kindern 2,4Millionen Fran-
ken im Jahr.

Was einAusbau der Kleinkin-
derbetreuung mit Kindertages-
stätten, Tagesfamilien und be-
gleitenden Förderprogrammen
für die ganze Schweiz in Zahlen
bedeuten könnte, hat eine Stu-
die von BAK-Economics im Auf-
trag der Jacobs-Stiftung im Jahr
2020 berechnet.

Die Kostenwürden Investitio-
nen von jährlich rund 794 Mil-
lionen Franken betragen – was
sich laut Studie aber langfristig
lohnenwürde.Das Bruttoinland-
produkt würde sich über zehn
Jahre hinweg um 3,4 Milliarden
Franken pro Jahr steigern. Jeder
investierte Franken bringe bis zu
vier Franken zurück, weil spä-
tere Kosten für Sonderschulen,
Klassenwiederholungen oderSo-
zialhilfe sinken würden.

Ganzheitliche Politik nach
skandinavischemVorbild
Der Lehrerverband kennt diese
Zahlen. Er fordert bereits seit
Jahren eine landesweite und
kantonale Stärkung der früh-
kindlichen Förderung – inklusive
bundesweiter gesetzlicher Ver-
ankerung. Kantone undGemein-
den müssten dazu verpflichtet
werden, ausreichend qualitativ
guteAngebote, Infrastruktur und
Personal für die frühkindliche
Förderung bereitzustellen, sagt
Beat A. Schwendimann.

«Ob obligatorisch oder nicht,
es muss genug Angebote geben,
die sich die Familien auch leisten
können» so Schwendimann.
Eine solche Familienpolitik sei in
skandinavischen Ländern schon
lange etabliert – «die Schweiz tut
sich damit aber schwer».

Warum sich die Chancen von Kindern
mit frühen Deutschkursen verbessern
Bildung In manchen Kantonen erhalten fremdsprachige Kinder schon vor dem Kindergarten Unterricht.
Experten sind sich einig: Das funktioniert. Trotzdem bleibt das Thema umstritten.

«Es ist in vielen
Familien noch sehr
verankert, dass die
Kinder erstmit dem
Kindergarten die
Familie verlassen.»

Martina Bircher
Regierungsrätin (SVP, AG)
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